An die Direktion:    ______________________________
Ansuchen um die mehrjährige Gliederung der Arbeitszeit 
im Sinne von Artikel 16 des Landeskollektivvertrages in geltender Fassung
Der/die unterfertigte ________________________________________________________,

geboren in __________________________________ am __________________________,

Lehrperson mit unbefristetem Arbeitsvertrag,

Planstelle an der Schuldirektion                       ____________________________________,  

effektiver Dienstsitz an der Schuldirektion       ____________________________________
ersucht

um die Gewährung der mehrjährigen Gliederung der Arbeitszeit (Sabbatjahr) laut Art. 16 des geltenden Landeskollektivvertrages.

Der vorgesehene Zeitraum von fünf Jahren beginnt mit dem Schuljahr _____________________.
Der/die Unterfertigte erklärt zu diesem Zwecke:

□ mit eigenem Gesuch der Schulverwaltung mitzuteilen, in welchem Schuljahr innerhalb des
    Fünfjahreszeitraumes die vorgesehene Ruhepause in Anspruch genommen wird, oder
□ die Ruhepause im Schuljahr ________________ zu beanspruchen.
Der/die Unterfertigte erklärt, am 1. September ________, Beginn des Fünfjahreszeitraumes, für die mehrjährige Gliederung der Arbeitszeit ein Dienstalter von _______ Dienstjahren aufzuweisen.

Die Sicherstellung für das vom Gehaltsamt vorgestreckte Gehalt (wenn die Ruhepause vor dem 5. Jahr des Fünfjahreszeitraumes beantragt wird) wird gewährleistet durch:
□  unwiderrufliche Vollmacht zum Abzug von der Abfertigung 

□  Bankgarantie.
Datum 
Unterschrift

_________________
_________________________
Anlage: Unwiderrufliche Sondervollmacht oder Bankgarantie
Mitteilung gemäß Art. 13 des Legislativdekretes 30.06.2003, Nr. 196 (Datenschutz):
Rechtsinhaberin der angegebenen Daten ist die Schule des derzeitigen Dienstsitzes der Lehrperson. Die Daten werden auch in elektronischer Form für die Behandlung der Gesuche im Sinne des Landeskollektivvertrages verarbeitet. 
Die Daten müssen bereitgestellt werden, um die erforderlichen Verwaltungsaufgaben abwickeln zu können. Bei Verweigerung der erforderlichen Daten kann der Antrag nicht bearbeitet werden. Eine Kopie der Arbeitsverträge wird an das Deutsche Schulamt weitergeleitet.

Der/die Antragstellende erhält auf Anfrage gemäß den Art. 7 bis 10 des Legislativdekretes Nr. 196/2003 Zugang zu den jeweiligen Daten und kann deren Aktualisierung, Löschung, Anonymisierung oder Sperrung, sofern die gesetzlichen Voraussetzungen vorliegen, verlangen.






